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A 18. 


Deutſchland. 

Berlin, 10. Januar. In einem der neueſten Artilel 
bes Journal des Débats wird die Stimmung in Frankrelch 
als im Allgemeinen ſehr friedlich bezeichnet und behauptet, daß die 
Oppoſition gegen das Militärgeſetz größtentbells aus der Beſorgniß 
entſtanden fei, daß die Vorlage des Geſetzes der Vorläufer eines 
Krieges fein werde. Die Vorlage dieſes Geſetzts habe daher jei- 
nen angeblichen Zweck, ein erhöhtes Gefühl der Sicherheit im Volke 
wach zu rufen, verfehlt und ſtatt deſſen nur Beunruhigung bei dem⸗ 
ſelben hervorgerufen. Ditſe Beunruhigung werde obendrein durch 
die Haltung der Provinzialprefje erhöht, die mit allerlei unfinnigen 
kriegeriſchen Artikeln die Bevölkerung aufrege. — Durch die Frank- 
furter Zeitung iſt dle Nachricht verbreitet worden, daß im Kriege 
gegen Dänemark und Oeſterreich in der preußiſchen Armee Unter ⸗ 
ſchlagungen vorgekommen und Bekleldungsgegenſtände und Natu- 
ralten, die durch Sammlungen aufgebracht worden, veruntreut wor- 
den ſeien. Es if dies eine ſchamloſe Verdächtigung ohne jedweden 
Grund. Es iſt eine klar vorliegende Thatſache, daß die Samm- 
lungen und Verthellungen dieſer Gegenſtände von dem Johanntter- 
Orden und andern woblthätigen Vereinen geſchehen und überwacht 
ſind und daß daher Unterſchlagungen gar nicht vorkommen können. 
— Das Auftreten des neuen Juſtizminiſters Dr. Leonhardt im 
Abgeordnetenhauſe hat in weiteſten Kreiſen große Anerkennung ge- 
funden und nur im liberalen, namentlich im national - liberalen 
Lager einen Sturm des Mißvergnügens hervorgerufen. Es iſt be 
kannt, daß fi die Oppoſitlon in Folge des Wechſels im Juſtiz⸗ 
Miniſterium ſtarken Illuſlonen hingab und in demſelben die Vor- 
boten einer Umwandlung der ganzen inneren Politik erkannte. Wir 
haben ſchon damals vor Täuſchungen gewarnt. Herr Lasker hat 
troßdem in den letzten Sitzungen des Abgeordnetenhauſes nichts 
Geringeres als eine vollſtändige Umwandlung des ganzen preußi- 
ſchen Juſtizweſens mit dem alten bekannten unmotivirten Phraſen⸗ 
werk verlangt, um an die Stelle desſelben die diktatoriſchen An⸗ 
ordnungen und Vorſchriften der Oppoſitton zu ſetzen. Dieſe Ti⸗ 
raden hat bekanntlich der Juſtizminiſter als nicht der Wahrheit 
entſprechend entſchieden zurückgewleſeu. Dafür wird er natürlich 
jetzt von der Oppoſitlon mit den üblichen Schmähungen bedacht, 
die indeſſen beim Volke keinen rechten Erfolg mehr haben. Der 
geſunde Sinn des Volkes liebt weder Schimpfereien, noch glebt er 
auf die plumpen Phraſen etwas, daß es in Oeſterreich beſſer fei, 
daß es uns in Sükzdeutſchland ſchade u. dgl. m. Als ob man 
nicht wüßte, daß Oeſterreich die Grundſätze jetzt erſt aufgeſtellt 
hat, die bei uns in Preußen feit länger als zwanzig Jahren an- 
erkannt find. Geradezu lächerlich war die Behauptung des Ab- 
geordneten Lasker in der Sitzung vom 9., daß die Aeußerungen 
des Juſlizmintſters („die Behauptung des Abg. Lasker machte auf 
ihn nicht den Eindruck der Wahrheit und Unbefangenheit“) im Ab⸗ 
geordnete“ hauſe nicht üblich jeien, denn Jedermann weiß, daß in 
dieſem Hauſe Anklagen und Schmähungen gefallen, die ſelbſt von 
der Juſtiz als Verleumdungen anerkannt und beſtraft worden find. 
Es gehört in der That eine ſtarke Dreiſtigkeit dazu, ſolche unwahre 
Dinge zu behaupten. — Wenn behauptet wird, die Regierung 
babe keine Stellung zum Laskerſchen Antrage, bie unbe⸗ 
ſchränkte Redefreiheit betreffend, genomuen, jo if dies unwahr. 
Die Regierung bat bei der Vorberathung die Erklärung abgegeben, 
daß fie in der Frage ihre Beſchlüſſe faſſen werde, wenn das Votum 
in beiden Häufern des Landtages abgegeben worden iſt. Und 
diefe Stellung ift wobl die allein korrekte. — Beim Abſchluß der 
Poſtverträge des Norddeutſchen Bundes mit Oeſterreich, Süd⸗ 
deutſchland und Luxemburg, find noch gemeinſame Ermittelungen 
ſtatiſtiſcher Natur über den Poſtverkehr in den bezeichneten Poſt⸗ 
gebieten verabredet worden. Jide Poſtverwaltung hat dieſe Er- 
mittelungen aljäbrlic vorzunehmen und das Reſultat derſelben 
innerhalb 6 Wochen nach Ablauf des Kalenderjahres der öſter⸗ 
reichiſchen Poſtverwaltung zu überſenden, welche dieſelben zuſam- 
menzuſtellen hat. Zum Gegenſtand dieſer Ermittelungen werden 
gemacht: die Brieſpoſtgegenſtände und Fahrpoſtgegenſtände, die zu 
zählen find; bezüglich der Poftanweifungen wird der wirkliche Ver⸗ 
lehr auf Grund der Aus zahlungsverzelchniſſe ermittelt; rückſichtlich 
ves Perſonenverkebrs wird die Anzahl der mit den Poſten reijen- 
den Perſonen feſigeſtellt, was aus den Einſchreibe-Regiſtern erfolgt, 
dann werden auch die Organe und Mittel des Poſtverkehrs zum 
Gegenſtand der Ermittelung gemacht und endlich ſind auch die 
finanziellen Reſultate alljährlich feſtzuſtellen. 

Berlin, 10. Januar. Se. Maj. der König empfing ge- 
ſtern Morgen den General-Adjutanten v. Brauchliſch, den General 
3. D. v. Dewall, den zum Kommandeur des 5. Küraffier - Regi- 
ments ernannten Major Zimmer und die Deputation des neumär- 
kiſchen Dragoner-Regiments Nr. 3, welche Abends nach Wien ab- 
teifte. Hierauf folgten die Vorträge des Pollzelpräſidenten von 
Wurmb, des Generalintendanten v. Hülſen, des Kontreadmirals 
Jachmann und des Hausmintſters v. Schleinitz und ertheilte dem- 
nächſt Se. Majeſtät der König Audienz dem Herzog v. Ujeſt, dem 
Bürften Sergius Romanowokl von Leuchtenberg vor feiner Abreiſe 
nach St. Petersburg, den General⸗ Superintendenten Möller und 
Borghardt, dem Premler-Lieutenant a. D. v. Promnitz aus Deyn- 
haufen, Nach einer Ausfahrt begab ſich Se. Majeſtät der König 
mit den K. Prinzen zu Sr. K. H. dem Prinzen Auguſt von Wür⸗ 
temberg und nahm dort mit den Miniſtern, der Generalität ꝛc. an 
dem Diner Theil. — Ihre Maj. die Königin ſpeiſte bei J. K. H. 
der Frau Kronprinzeſſin. 

— Der bisherige Königliche Miniſter-Reſident in Mexiko, 
Herr v. Magnus, iſt vorgeſtern nach Wien gereiſt, wo demnächſt 
die Betſetzung der Leiche des Kalſers Maximilian von Mexiko ſtatt⸗ 
finden wird. 

— Der General-Lleutenant und Kommandant von Hannover 


Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. 


Graf v. Bismarck-Bohlen iſt zum Kommandanten von Berlin und 
gleichzeitig zum Chef der Land-Gensd’armerie ernannt worden. 
Es iſt den Grenzbehörden der Rheinprovinz mitgetheilt 
worden, daß in dem Königreiche der Niederlande und Belgten 
in jüngſter Zeit Rinderpeſtfälle vorgekommen find, ein Beweis, daß 
die Seuche noch keineswegs ganz erloſchen und Vorſicht ſehr noth- 
wendig iſt. Das Publikum ſoll durch die öffentlichen Blätter hier- 
auf hingewleſen werden. 

— Die Quedlinburger Kreisſtände find mit dem hoch erfreu- 
lichen Beiſplele vorangegangen, für die Hftlichen Provinzen aus vor- 
handenen Beſtänden vorläufig 2000 Thlr. zu bewilligen. Elner 
Kommiſſion if anheim gegeben, zu entſcheiden, ob dieſe Summe 
den Hülfevereinen baar zugeſtellt, oder ob dafür Lebensmittel an- 
gekauft und dieſe hinüber geſchafft werden ſollen. 

— Der Finanzminiſter hat der Königsberger Deputatlon ge- 
genüber die Uebernahme der Königsberger Kriegsſchuld Seitens der 
Staatokaſſe abgelehnt und nur einen jährlichen Staatsbeitrag von 
12,000 Thalern in Aus ſicht geſtellt. 

— Die geſtern kurz erwähnte Interpellation des Abgeordneten 
v. Bonin (Genthin), unterſtützt durch 73 Mitglieder aus allen libe⸗ 
ralen Fraktlonen, lautet wörtlich: „Die Königliche Staatereglerung 
bat in der zehnten Sitzung der vorigen Seſſion am 1. Juni pr. 
auf die an dieſelbe gerichtete Interpellation wegen Einbringung 
einer Vorlage zur anderweiten geſetzlichen Regelung der vom Lande 
auch fernerhin zu übernehmenden Naturalleiftungen für die bewaff- 
nete Macht in Krieg und Frieden die Erklärung abgegeben: fie jei 
mit der ſchwlerigen Regelung der Beſtimmungen über die Natural- 
leiftungen für die Armee im Frieden und im Kriege unabläſſig be- 
ſchäftigt, könne aber bel den ganz außerordentlichen Anforderungen, 
die an die organlſatoriſche und geſetzgeberiſch vorbereitende Thätig⸗ 
keit der Reglerung grade in den nächſten Monaten geſtellt würden, 
mit Beſtimmthelt nicht die Zuſicherung ertheilen, daß eine ſolche 
Geſetzvorlage ſchon dem nächſten Landtage vorgelegt werden würde. 


Ich richte an die Königl. Staatsregierung deshalb die Anfrage: 


Wird die Königl. Staatsregierung die erwähnte Geſetzvorlage in 
der jetzigen Seſſion des Landtages noch einbringen, oder iſt die- 
ſelbe, verneinenden Falles, wenigſtens bereit, deren Einbringung 
für die nächſte ordentliche Seſſton des Landtages mit Beſtimmtheit 
zuzuſichern. 

— Am 14. ». Mts. fand, wie bereits vorläufig berichtet, 
eine Sitzung des Central-Comits's der Viktorta-Natlonal⸗ 
Invallden⸗Stiftung unter Vorſitz des Kronprinzen ſtatt. Den 
Hauptgegenſtand der Tagesordnung bildeten Mittheilungen des ge⸗ 
ſchäftsführenden Ausſchuſſes (Vorſitzender Generallieutenant z. D. 


v. Prittwitz, Schapmeifter Geheſmer Kommerzienrath Krauſt) über 


die bisherige Thätigkeit und die Finanzlage der Stiftung, aus 
denen wir heute unſeren Leſern einen kurzen Auszug vorführen; 
ein größerer Rechenſchaftsbericht wird, wie wir vernehmen, für den 
Druck vorbereitet und veröffentlicht werden. Die Geſammtelnnahme 
bis ult. November v. J. betrug 622,467 Thlr., darunter 12,611 
Thlr. durch Zinſen, alles Uebrige durch Beiträge (einſchließlich 
80,133 Thlr. als Ertrag der von der Frau Kronprinzeſſin veran- 
ſtalttten Bazare). Seit der Gründung der Stiftung bis zu dem 
erwähnten Zeitpunkte wurden 65,707 Thlr. verausgabt, davon 
62,140 Thlr. an Unterſtützungen und 3539 Thlr. an Verwal⸗ 
tungskoſten, wobei zu bemerken iſt, daß das Burtau-Perſonal des 
geſchäftsführenden Ausſchuſſes vorzugswelſe aus Jnvaliden beftebt. 
Unter den Unterſtützungen ſiguriren 17,000 Thlr. für invallde 
Soldaten und 22,537 Thlr. für Wittwen und Kinder von Ge- 
bltebenen und Geſtorbenen aus dem Soldatenſtande vom Feldwebel 
abwärts; an Offiziere, Aerzte und Beamte kamen (vornehmlich zu 
Badezwecken) 19,415 Thlr. zur Vertheilung und an Wittwen und 
Hinterbliebene von folgen 3187 Thlr. Als disponibles Vermögen 
verbleiben, nachdem ein Theil der in den Provinzen veranftalteten 
Bazare an die betreffenden Zweigvereine ausgezahlt worden, 
529,466 Thlr; durch das Geſchenk der Bergiſch-Märkiſchen und 
der Friedrſch-Wilhelms-Nordbahn wird ſich dieſe Summe noch um 
350,000 Zhlr. vermehren, jo daß das Vermögen demnächſt nabezu 
900,000 Zhlr. betragen dürfte. Der geſchäfteführende Ausſchuß 
bat feit ſelnem Beſtehen ſechszig Sitzungen abgehalten; in feinem 
Bureau wurden in einem Jahre 3300 Nummern, überhaupt bis 
jetzt 4600 Nummern erledigt — meiſt Unterſtützungs-Anträge, 
welche, ſowelt es das Statut zulich, ohne [Ausnahme Berüdfigti- 
gung fanden. Ueber die Thätigkeit und die Finanzen der Zweig 
vereline der Stiftung wird fi erſt jpäter Genaueres feſtſtellen 
laſſen; es beſtehen ihrer gegenwärtig 147 (Provinz Preußen 18, 
Pommern 8, Brandenburg 16, Sachen 7, Poſen 4, Schleſten 30, 
Weſtphalen 7, Rheinprovinz 34, Neue Landesthelle 21, Gotha 
und Reuß je 1), viele von ihnen find im Beſitze nicht unbedeu- 
tender Mittel, andere müſſen, um ihre Aufgabe in ausgiebiger 
Weiſe zu erfüllen, die Bethülfe des Central-Comié's in Anſpruch 
nehmen. Ein vollſtändiges Budget für die Geſammtſtiftung wird 
erſt aufgeſtellt werden lönnen, wenn dle Organiſatlon der Zweigvereine 
vollendet iſt und dann die Zabl der Unterſtützungen aus den Fonds 
des Zentral-Comité's weſentlich abnimmt. Vom Staate find be- 
beits bis ult. Junt 1867 8654 Soldaten vom Feldwebel abwärts 
als Invalide aus dem 1866er Kriege anerkannt worden, darunter 
allein 6770 Verwundete; rechnet man dazu die Wittwen und 
Waiſen Gebliebener, jo erſcheinen die Unterſtüßungsſummen der 
Stiftung gering, doch iſt zu erwägen, daß ſchon der Staat in der 
großen Mehrzahl der Fälle den Hülfsbedürftigen bez. Berechtigten 
ausreihende Hülfe gewährt. — Die erſte öffentliche Sitzung des 
Zentral-Comité's wird nach Schluß des erſten ordentlichen Ver⸗ 
waltungs jahres, alſo nach dem 3. Auguſt 1868, abgehalten werden. 

Berlin, 10. Januar. (Haus der Abgeordneten.) 26. Sitzung. 
Präſident: v. Forckenbeck. Am Miniſtertiſche: Freiherr v. d. Heydt, Dr. 


Sonnabend, den 11. Januar 
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Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel, 1 Thlr. 7½ Sgr. 
monatlich 12 ½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


Leonhardt, Geh. Ober⸗Juſtizrath Sydow und Geh. Ober-Finanzrath Mölle. 
— Die Tribünen ſchwach beſetzt, die Plätze des Hauſes lückenhaft. — Der 
Präſtdent eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 20 Minuten mit den gewöhn⸗ 
lichen geſchäftlichen Mittheilungen. Das Haus tritt ſodann in die Tages ⸗ 
Ordnung ein: Fortſetzung der Vorberathung über den Etat des Juſttz⸗ 
miniſteriums. Fortdauernde Ausgaben. Tit. 6. Andere perſönliche Aus⸗ 
gaben des Obertribunals. — Zu Poſition 1, 1000 % zur Stellvertretung 
der Ober⸗Tribunalsräthe in Abweſenheits⸗ und Krankheitsfällen und An⸗ 
nahme temporärer Hülfsarbeiter, haben die Abgg. Rohden und Bahlmann 
beantragt, die Worte: „und zur Annahme temporärer Hülfsarbeiter“ zu 
ſtreichen, während der Abg. Lasker beantragt, die ganze Poſition zu ſtreichen. 
Es erhält zunächſt das Wort der Abg. Rohden. Derſelbe motivirt ſeinen 
Antrag mit dem Hinweiſe, daß durch die Heranziehung temporärer Hülfs⸗ 
arbeiter das unbedingte Vertrauen in die e Rechtspflege des Ober⸗ 
tribunals erſchüttert werde und erklärt, daß er ſelbſt gern bereit ſei, im 
Nothfalle für die Vermehrung etatsmäßiger Rathsſtellen einzutreten. 


Juſtiz-Miniſter Dr. Leonhardt: Ich wollte mich mit dem An ⸗ 
trage des Abgeordneten Rohden aus allgemeinen Gründen einverſtanden 
erklären, ich glaube aber nicht, deſſen Motivirung beitreten zu konnen. 


Abg. Reichenſperger: Ich kann mich nur für die Streichung 
im Sinne des Antrages des Abg. Lasker erklären, obwohl ich mich ſelbſt 
enthalten habe, einen betreffenden Antrag zu ſtellen. Ich habe mich ver⸗ 
gebens bemüht, eine geſetzliche Unterlage fur dieſe Ausgabe zu finden. Das 
Geſetz vom Jahre 1832 hat nicht an eine Aushülfe von Hülfsarbeitern ge⸗ 
dacht. Iſt ein Senat nicht mehr beſchlußfähig, ſo darf die Ergänzung nicht 
durch den Miniſter oder den Präſidenten des Obertribunals erfolgen. Es 
muß vielmehr eine abwechſelnde Aushülfe durch die übrigen Senate erfol⸗ 
gen. Wenn auch zeitweiſe eine Menge Hülfsarbeiter herangezogen wurden, 
jo waren es doch meift ſolche, die ſpäter wirklich in die etatemäßigen Stellen 
einrücken. Die Heranziehung von Aſſeſſoren, wie fie das beliebte Spar⸗ 
ſyſtem mit ſich brachte, wurde natürlich ſpäter wieder beſeitigt. Die wirk⸗ 
lichen Richter des Obertribunals dürfen nur unabhängige ſein, wodurch das 
Prinzip der Abhängigkeit der Hülfsarbeiter ausgeſchloſſen wird. Der 
Artikel 116 der Verfaſſung verlangt ausdrücklich eine geſetzliche Grundlage 
und Qualifitation dieſes Gerichtshofes. Das Geſetz vom 17. Mai 1852, 
durch welches die Vereinigung der früher beſtehenden beiden Gerichtshöfe 
ausgeſprochen wurde, beſtimmt ausdrückltch, daß in rheiniſchen Sachen nur 
der rheiniſche Senat ſprechen ſoll und daß für den Fall einer nothwendigen 
Aushülfe die Ergänzungen nur aus den übriben Senaten erfolgen darf. 
Nur durch eine Aushülfe ex pleno können die ſich eingeſchlichen habenden 
Deklinationen gegen den oberſten Gerichtshof beſeitigt werden. Ich erkenne 
vollſtändig an, daß das Geſetz von 1852 die Thatſache nicht vorherſehen 
konnte, daß Mitglieder des oberſten Gerichtshofes gleichzeitig Mitglieder des 
Herrenhauſes, des Abgeordnetenhauſes oder Reichstages ſind. Ich würde 
das Urtheil darüber, ob es nicht beſſer fei, die Mitglieder des Obertribunals 
von der Geſetzgebung auszuſchließen, als fie Bu Hülfsarbeiter erſetzen zu 
laſſen, andern überlaſſen. Die erforderliche Zahl von etatsmäßigen Rich⸗ 
tern muß ernannt werden, wenn ſie nicht vorhanden iſt, ungeachtet der ent⸗ 
ſtehenden Mehrkoſten. Die große Ausdehnung des oberſten Gerichtshofes, 
von der ich allerdings auch kein Freund bin, liegt in der grundfalſchen 


Organiſation unſerer Nichtigkeitsbeſchwerden, nicht in der Arbeitsunthätigkeit 


unſerer Räthe. Die Rechtſprechung muß, wie in Frankreich, durch einen 
Senat erfolgen, und es darf keine Arbeitstheilung ſtattfinden, ſo daß Rechts⸗ 
grundſätze durch die Majorität eines Senates gebunden und feſtgeſtellt wer⸗ 
den. Ich hoffe, daß bei der neuen Civilprozeßordnung auf einheitliche 
Rechtſprechung Bedacht genommen wird. Ich bin alſo der Meinung, daß 
der Mangel an Arbeitskraft nicht durch zeitweilige Hülfsarbeiter, ſondern 
nur durch Ernennung von etatsmäßigen Richterſtellen beſeitigt werden 
kann. (Bravo!) 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich kann in dem Inſtitut der Hülfs⸗ 
arbeiter nicht eine ſolche Gefährdung finden, wie der Herr Abgeordnete, 
der jo eben geſprocheu hat. Eine ſolche Gefährdung würde nur eintreten 
unter der Vorausſetzung des Mißbrauchs, von der wir nicht ausgehen dürfen. 
Ich bin aber damit einverſtanden, daß dieſes Inſtitut beim oberſten Ge⸗ 
richtshofe ganz wegfällt, ſo bald dies unter Wahrung der Intereſſen der 
Rechtspflege möglich iſt. Nach Lage der Verhältniſſe können dieſe Inter⸗ 
eſſen aber nur gewahrt werden, entweder dadurch, daß man Hülfsarbeiter 
zuläßt, oder daß man die Zahl der etatsmäßigen Mitglieder des Gerichis⸗ 
hofes in erheblicher Zahl vermehrt. Ueber den letzteren Weg ſchon heute 
einen Beſchluß zu fallen, halle ich den Zeitpunkt für außerordentlich unge» 
eignet. Die Frage nach der Stärke der Beſetzung des höchſten Gerichts- 
hofes hängt ſehr eng zuſammen wit der neuen bürgerlichen Prozeßordnung 
und weſentlich damit, ob die Reviſion beibehalten wird und wie das Recht 
der Nichtigkeitsbeſchwerde konſtituirt wird. Ich möchte faſt annehmen, daß 
durch die neue Prozeßordnung die Zahl der Richter weſentlich herabgedrückt 
werden kann. (Bravo.) Alsdaun werden aber die Hülfs⸗Arbeiter entbehrt 
werden können. Da aber dieſe Organiſation erſt im Jahre 1870 zur De⸗ 
batte ke mmen kann, fo ſcheint es rathſam, bedeutende Aenderungen jetzt 
nicht eintreten, ſondern den gegegenwärtigen Zuſtand beſtehen zu laſſen. 
Im Prinz p bin ich aber nicht dafür, daß Hülfs⸗Arbeiter zugezogen werden. 
Die Zeit, hierüber eine definitive erwägung eintreten zu laſſen, wird erſt 
noch kommen. — Abg. Dr. Waldeck ſpricht feine Befriedigung darüber 
aus, daß der Herr Juſtizminiſter ſich für Aoſchaffung der Hülfs⸗ Arbeiter 
erklärt habe, geht auf die Mängel der Nichtigkeitsbeſchwerde über und jührt 
aus, daß durch die hieraus entſtandenen Mehrarbeiten die Hülfsrichter noth⸗ 
wendi! geworden ſeien. Er könne das Inſtieut der Hülfs⸗ arbeiter durch⸗ 
aus nicht anerkennen Die durch Wahl zur Landesvertretung nöthig wer⸗ 
dende Stellvertretung könne durch andere aa geſchehen. Der Herr 
Juſtizminiſter werde, wenn er die Sache näher kennen gelernt, ebenſo denken. 
Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Er werde Hülfsarbeiter beim ober⸗ 
ſten Gerichtshoſe nur dann zulaſſen, wenn von amtlicher Stelle ein drin⸗ 
gendes Bedürfniß dafür nicht allein behauptet, ſondern auch nachgewieſen ſei. 
(Zuſtimmung) — Abg. Kratz bleibt wegen Unruhe im Haufe unverſtänd⸗ 
lich. — Juſtizminiſter Dr. Leon hardt erklärt, daß der Abg. Kratz ſeine 
früher gethane Aeußerung, die Verordnung über die Anſtellung von Hilfs⸗ 
richtern betreffend, nicht richtig verſtanden habe. — Abg. Kratz (faft un⸗ 
verſtändlich) hält ſich hierdurch nicht für widerlegt. — Bei der nun folgen⸗ 
den Apſtimmung über die zu Poſition 1 geftellten Anträge, wird der An⸗ 
trag Lasker abgelehnt, der Antrag Rohden aber angenomuen Sodann 
werden ſämmtliche Poſitionen des Tit. 6: andere perſönliche Ausgaben 
für das Obertribunal (6980 %) obne Diskuſſion bewilligt; evenſo die 
Poſitionen: ſächliche Ausgaben für Obertribunal (6950 %) — Zu Tit. 8 
für das Oberappellationsgericht beantragt Abg. v. Bonin die Worte: „bis 
zu deſſen Bereinigung mit dem Obertribünal“ hinzuzuſetzen, ferner: die aus⸗ 
geworfenen Beträge ſämmtlich in die Kolonnen: „wegfallend“ zn ſetzen. — 
Abg. Rohden beantragt: „den für das Oberappellationsgericht geforderten 
Betrag für dieſes Mal zu bewilligen, jedoch mit der Erklärung, das da⸗ 
durch der Gerichtsbof als eine bleibende rechtmäßige Einrichtung nicht an⸗ 
erkannt werden ſolle und die geſetzliche Regelung vorbehalten bleibe,” — 
Abg. Lasker beantragt: „Die Staatsregierung aufzufordern, gleichzeitig 
mit der auf Grund des Art. 92 der Verfaſſungs-Urkunde zu erwartenden 
Geſetzesvorlage wegen Herſtellung eines einheitlichen höchſten Gerichtshofes 
für die ganze Monarchie darauf Bedacht zu nehmen, daß die Verhältniſſe des 
hoͤchſten Gerichtshofes auch in Beziehung auf feinen inneren Geſchäftsbetrieb 
nach feſten, jeweiligen Anordnungen der Juſtiz⸗Verwaltung ausſchließenden 
Regeln geordnet werden. — Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Es handle ſich 
hier um die Ehre und das Anſehen des oberften Gerichtshofes. Daß derſelbe 
keine dauernde Einrichtung ſein ſolle, ſage ſchon die Verordnung, welche den 
Gerichtshof ins Leben gerufen habe. Deshalb ſcheinen die beantragten Vor⸗ 
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des Meſeritzer und Birnbaumer Kreiſes. 


behalte nicht nothwendig. Es ſei bekannt, daß die Staatsregierung einen 
Geſetz⸗Entwurf vorgelegt habe, welcher darauf abzielte, das Ober⸗Apella⸗ 
tiousgericht mit dem Obertribunal zu vereinigen: es ſei ebenſo bekannt, 


daß, obwohl die Staats⸗Regierung alle Kräfte angeßgenbet habe, den Ge⸗ 


feg-Entwurf durchzuſetzen, das Herrenhaus denſelben abgelehnt habe. Es 
ſei nothwendig, das Juſtitut ſobald als möglich zu beſeitigen, aber es liege 
in der Natur der Sache, daß der Chef der Juſtiz⸗Verwaltung auf 
die Verhältniſſe Rückſicht nehmen müſſe, daß er alſo Vacanzen, die etwa 
entſtehen, oſſen laſſen werde, wenn die Wiederbeſetzung nicht erforderlich 
ſei. Er halte es aber für äußerſt bedenklich, wenn dem Chef der Juſtiz⸗ 
verwaltung Feſſeln angelegt werden ſollen. Ob die Einrichtung des Ober⸗ 
Appellationsgerichts nothwendig geweſen ſei, dieſe Frage zu diskutiren, ſei 
t nicht an der Zeit, den neuen Provinzen gebe die Einrichtung wahr⸗ 
1100 keinen Grund zur Klage. Bei der Konftituirung des oberſten Gerichts⸗ 
hofes ſei mit der größten Einſicht verfahren worden. Er bitte a ber, daß 
das Haus es ihm möglich mache, ſo lange der Gerichtshof beſtehe, die Ver⸗ 
hältniſſe zu berückſichtigen und die Intereſſen der neuen Provinzen nicht zu 


beeinträchtigen. Jedeafalls empfehle es ſich, an der Konſtituirung des Ge- |. 


richtshofes ſeſtzuhalten und nichts zu ändern. Wenn man ihm einiges Ver⸗ 
trauen ſchenke, jo ſei der Antrag Rohden unnöthig, aber er enthalte auch 
eine Verletzung des oberſten Gerichtshofes. — Abg. Windthorſt (Mep⸗ 
en): Auch er wolle die Verfaſſung ausgeführt ſehen, aber erſt dann, wenn 
ie nothwendigen Vorausſetzungen dafür vorhanden ſeien. Ein oberſter, 
einheitlicher Gerichtshof habe erſt dann eine Bedeutung, wenn das materielle 
und formelle Recht gleich ſeien. Das ſei aber noch nicht der Fall. Wenn 
jeder Paragraph der Verfaſſung dadurch verletzt ſei, daß er noch nicht aus 
eführt ſei, ſo gebe es deren ſehr viele Man müſſe dahin ſtreben, einen 
eſt gegliederten Gerichtshof zu konſtituiren, der in Bezug auf die Kompo⸗ 
tion ebenbürtig ſei den Gerichtshöfen von Wetzlar und Celle; man werde 
0 namentlich nach dem dort geltenden Präſentationsrecht umſehen müſſen. 
Er glaube, daß das Haus gar nicht berechtigt ſei, den Gerichtshof auf den 
Ausſterbe⸗Etat zu ſetzen. Der Gerichtshof baſtre auf einer Königl. Verord⸗ 
nung, welche genau dieſelbe Bedeutung habe, wie ein Geſetz, das mit bei⸗ 
den Häuſern des Landtages vereinbart ſei. Zur Aufhebung des Gerichts⸗ 
hofes bedürfe es eines Geſetzes. Er empfehle Ablehnung ſämmtlicher An⸗ 
träge und Bewilligung der Forderung der Regierung. 

Abg. v. Bonin: Die Behauptung des Vorredners, ein Verfaſſungs⸗ 
Farah könne desbalb nicht als verletzt betrachtet werden, weil er noch 
nicht ausgeführt ſei, iſt in dem vorliegenden Falle nicht zutreffend. Nur 
wenn durch die Verfaſſungsurkunde etwas vorher Beſtehendes abgeändert 
worden ſei, kann dieſer Satz gelten, nicht aber, wenn gegen den Wortlaut 
der Verfaſſung ſpäter Etwas geſchaffen wurde. Die Frage, ob die Ein⸗ 
ſetzung des Gerichtshofes auf dem Wege der Verordnung möglich war, will 
ich hier übergehen, ſicher aber war es unzuläſſig, nachdem die Verfaſſung 
auch in den neuen Provinzen in Kraft getreten, zwei höchſte Gerichts höfe 
nebeneinander beſtehen zu laſſen. Darüber, daß der gegenwärtige Zuſtand 
nicht verfaſſungsmäßig iſt, ſind wir Alle einig, und mein Antrag ſoll nur 
dem Gedanken Ausdruck geben, daß derſelbe eine dauernde Exiſtenz nicht 
haben darf. — Abg. Tweſten: Der Antrag Bonin erſcheint zu formell 
und ſymboliſch. Der Ausdruck „künftig wegfallend“ hat in unſerer Pra xis 
die beſtimmte Bedeutung, daß eine in dieſer Weiſe bezeichuete Richterſtelle 
nach ihrer Erledigung ohne Zuſtimmung der Landesvertretung von der Re⸗ 
gierung einſeitig nicht wieder beſetzt werden darf. Dies geht aber über 
unſere Abſicht hinaus, denn es könnte dann der Fall eintreten, daß das 
Ober⸗Appellationsgericht nicht mehr im Stande ware, feine geſetzlichen 
Funktionen auszulben. Der Abg. Winz thorſt will uns das Recht abſpre⸗ 
chen, über die für das Appellationsgericht beanſpruchten Mittel frei zu ver⸗ 
fügen, weil daſſ Ibe auf Grund des Annerions — — geſetzlich beſtehe. Die 
Verordnung mag nicht gegen das Annexionsgeſetz ſein, ſeinen Abſichten ent⸗ 
ſpricht fie aber ſicher nicht, denn Niemand dachte daran, auf Grund deſſel 
ben dauernde Einrichtungen zu ſchaffen, auch die Regierung nicht, denn 
ſchon im November machte fie eine Vorlage zur Beſeitigung des im Sep⸗ 
tember gebildeten Gerichtshofes. Mir ſelbſt iſt von hervorragenden Mit- 
gliedern des Gerichtshofes mitgetheilt, daß nach Erledigung der vorgefun⸗ 


denen Rückſtände die Arbeitslaſt keineswegs eine ſo bedeutende ſei, und da 


zwei Senate vorhanden ſind, ſo werden immer Mitglieder genug da ſein, 
um fie in Behindexungsfällen zu vertreten. Aus dieſem Grunde beantrage 
ich gleichzeitig die Streichung der 309 K für Stellvertretung. Dem Abg. 
Windthorſt gebe ich Recht, daß eine Vereinigung der oberſten Gerichtshöfe 
bei einer materiellen Rechtsverſchiedenhejt keinen Werth habe, dennoch hoffe 
ich, daß man durch das konſtruirende Obergericht nicht wird an das ſelige 
Reichs ⸗ Kammergericht von Wetzlar erinnert werden, wie ich überhaupt 
glaube, daß wir gegen das heilige römiſche Reich doch bedeutende Fort 
ſchritte gemacht haben. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Die Ausführungen des Vorredners 
haben mich nicht überzengt, daß die Zahl der Richterſtellen am Over⸗ 
Appellationsgericht zu hoch ſei. Wean die neuen Provinzen das Opfer 
eines eigenen höchften Gerichtshofes bringen mußten, fo erfordert es die 
Gerechtigkeit, den neugebildeten ſo auszuſtatten, daß er den Rechtsbedürf⸗ 
niſſen dieſer Landestheile auch Genäge leiſtet. Vis jest haben die vorhan⸗ 
denen Richter ausreichende Arbeit, urd Niemand weiß, ob dieſelbe ſich künf⸗ 
tig verringern wird. Daß die An ahl der Rechtsſalle aus Hannover nur 
ein halbes Dutzend betragen ſoll, erſcheint mir unglaublich, da vor Kurzem 
an einem Tage drei Sachen von dorther eingegangen find. Der Gerichts 
hof iſt ſo konſtruirt, wie er konſtruirt werden muß, jedenfalls konnen da⸗ 
gegen ſprechende Erfahrungen bis jetzt nicht gemacht fein. Auch die Stell» 
vertretungskoſten bitte ich zu bewilligen, denn da zwei Senole als noth⸗ 
wendig anerkannt worden find, könnte durch die gegenſeitige Stellvertretung 
die Noͤthwendigkeit ſich ergeben, Hölfsarbeiter zuziehen, und das wollen 
Sie ſelbſt nicht. Das, was zur Begründung des v. Bonin'ſchen Antrages 
angeführt iſt, entſpricht den Anſchauungen, die ich hege; da der Antrag 
jedoch eine praktiſche Bedeutung nicht hat, und erhebliche Zweifel veranlaſſen 
kann, ſo bitte ich Sie, auch dieſen abzulehuen. — Abg. Rohden motivirt 
ſeinen Antrag, indem er den Nachweis führt, daß die gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſe verfaſſungswidrig ſeien, und daß die Verordnung ſelbſt, auf der 
die Bildung des Ober⸗Appellationsgerichts beruhe, dem Sinne des An⸗ 
nexionsgeſetzes widerſpreche. — Abg. Waldeck (bei der großen Unre he 
der rechten Seite des Hauſes, die vom Praſidenten ſelbſt gerügt wird, 
ſchwer verftändfih): Es iſt richtig, daß die Einheit des oberſten Gerichts⸗ 
hofes nur dann eine Bedeutung hat, wenn zugleich eine Einheit des mate 
riellen Rechts vorhanden iſt, und von dieſer Vorausſetzung ging man auch 
aus, als der Axt. 92 der Verfaſſung von der Natlonalverſammlung hinzu. 
gefügt wurde. Dennoch bitte ich Sie, die für das Ober-Appellationsgericht 
verlangten Mittel nicht ohne Weiteres zu bewilligen, denn wenn man auch 
jetzt das Jahr 1870 als Termin der Vereinigung verſpricht, ſo ſind ſpäter 
doch alle dieſe Promeſſen illuſoriſch, während die Geldbewilligung ſelbſt 
etwas Bleibendes iſt. Gewähren Sie die Geldmittel, aber nur unter Maß⸗ 

abe der in den Amendements der Abgg. von Bonin und Rohden ansge⸗ 
prochenen Bedingungen. — Abg. von Bonin erklärt, daß er, um nicht zu 
Mißdeutungen Veranlaſſung zu geben, den zweiten Punkt ſeines Antrages 
urückziehe. — Bei der Abſtimmung wird hierauf der erſte Theil des v. Bonin- 
ſchen Antrages angenommen; ſodann alle Poſitionen der Regierungsvorlage ge⸗ 
nehmigt und dadurch ſämmtliche übrigen Anträge mit Sai Majorität 
(Schluß folgt.) 


verworfen. 
Meſeritz, 9. Januar. Die Deputatlon, welche ſich wegen 


Baues der Stettin ⸗Liſſaer bez. Glogauer Eiſenbabn nach Pojen, 


Stettin und Berlin begeben batte, iſt hierher zurückgekehrt. Ste 
beſtand aus Vertretern der Städte Meferig, Schwerin a. W. und 
Landoberg a. W. und mehreren Ritterguts-Beflgern als Vertretern 
Ueberall hat die ſelbe ein 
freundliches Entgegenkommen gefunden. — Die Vertreter der Stadt 
Schwerin a. W. haben bei ihrer Anweſenheit in Berlin eine Pe- 
tition im Krlegsminiſterlum abgegeben, in welcher fie um Bele⸗ 
gung ihrer Stadt und der Städte Meſeritz und Birnbaum mit Mi- 
Utär bitten. 

Schleswig, 10. Januar. Von kompetenter Seite wird 
veiſichert, daß über eine Verlegung des Sitzes des Generalkom⸗ 


mando's des 9. Armeekorps, welche Hamburger Blätter irrthüm⸗ 


licher Weiſe gemeldet haben, Nichts befohlen worden iſt. Alle der⸗ 
artigen Nachrichten entbehren bis jetzt jeder Begründung. 


Kiel, 10. Januar. Die „Kieler Zeitung" meldet, daß den 


Reglerungsbehörden bereits der Entwurf eins Perſonals-Etats für 


die vereinigte ſchleswig⸗-bolſteiniſche Regierung vorliege. Es werde 
beabſichtigt, drei Abthellungs-Dirigenten und zwar für Inneres, 
Kultus und Finanzen zu ernennen. a 

Dresden, 10. Januar. Aus den mehrfach durch die Preſſe 
gegangenen Behauptungen über die Haltung des franzöſiſchen Ge- 
ſandten am Dresdener Hofe, nimmt das „Dresdener Journal“ An- 
laß, in einem halbamtlichen Artikel unter Dementirung der bezüg- 
lichen Behauptungen zu erklären: Baron Forth-Rouen habe durch 
loyales, taktvolles Verhalten in oft ſchwierigen Lagen ſich nicht 
nur bei der Regierung, ſondern in allen Kreiſen im hohen Grade 
volles Vertrauen und wahre Achtung zu erwerben gewußt. 

Ausland. 

Wien, 10. Januar. Die „Wlener Abendpoſt“ iſt zu der 
Eiklärung ermächtigt, daß die Nachricht von elner Note, in welcher 
die öſterreichſſche Regierung von dem Petersburger Kabinet Auf- 
Märungen über angebliche ruſſiſche Truppenbewegungen verlangt 
habe, jeder Begründung entbehrt. — Das Leichenbegängniß des 
Kalſers Maximilian findet am 18. d. M. in Wien ſtatt. 

aag, 10. Januar. Der Staateminiſter de Kock iſt von 
feiner Stellung als Kabinetschefs des Königs zurückgetreten. Wie 
es heißt, iſt derſelbe mit der Auflöſung der zweiten Kammer nicht 
einverſtanden geweſen. 

Paris, 10. Januar. Der „Etendard“ berichtigt Mittheilun⸗ 
gen deutſcher Blätter dahin, daß die Aufhebung des zwiſchen Frank- 
reich und Mecklenburg -Schwerin beſtehenden Handelsvertrages nahe 
bevorſtehe und die Unterzeichnung der darauf bezüglichen Schrift- 
ſtücke in wenigen Tagen erfolgen werde. 

Paris, 10. Januar. In der heutigen Sitzung des geſetz⸗ 
gebenden Körpers wurde die Debatte über das Miltärgeſetz fort- 
geſeßt. Greſſter erklärte, daß die Kommiſſton mit dem Amendement 
Lambrecht, welches bel Famillen mit 4 Söhnen zwel derſelben vom 
Dienſte befreit haben will, elnverſtanden jet. Bei der Berathung 
über den erſten Artikel des Geſetzes fragte Garnier-Pages, ob aus 
finanziellen Mitteln die Koſten, welche das neue Geſetz verurſachen 
würde, beſtritten werden ſollten. — Der Kriegsmintſter Marſchall 
Niel antwortete, daß die aktive Armee nach dem neuen Geſetze 
nicht mehr als gegenwärtig koſte und daß die Nationalgarde nur 
nach und nach organifirt werden ſolle. Art. 1 des Geſetzes wurde 
angenommen. — Paulmier verlangte, daß durch Art. 4 über die 
mobile Nationalgarde diejenigen, welche bereits in der Armee gedient 
hätten, vom Dienſt in der Nationalgarde dispenſirt werden ſollten. Er 
bedauert 18, daß Stellvertretung in der Nationalgarde verwehrt werde, 
Der Deputirte Segries unterſtützt das Amendement. Er will im 
Verbot einer Stellvertrrtung in der Nationalgarde eine inſtinktive 
Eiferfugt und Demokratie erkennen und beklagt ee, daß dem Effet- 
tivbeſtande der Nalionalgarde diejenigen entzogen werden ſollten, 
welche ſich durch Stellvertreter in der Armer erjegen ließen. Der 
Miniſter Rouber ſpricht als feine Anſſcht aus, daß die Heran: 
ziehung zur Natlonalgarde Solcher, die in der Armee Stellver- 
treter haben, nur als gerecht und billig angeſehen werden könne. 
Die Bürgerpflicht erfordere, daß in der Nationalgarde das Syſtem 
der Stellvertretung nicht Platz greifen dürfe. Die im Geſetz vor- 
geſehenen Dienſt-Dispenſatlonen jelen nichts welter als ein 
nothgedrungenee Kompromiß. Die Reglerung müſſe ſich deshalb 
gegen das Amendement Paulmler erklären. — Emile Ollivier be- 
kämpft das Verbot der Stellvertertung in der Nationalgarde im 
Namen der Demokratle und weiſt alle in Vorſchlag gekommenen 
Dienſt⸗Dispenſatlonen zurück, indem er darin nichts Anderes er⸗ 
blicken will, als eine Wiederherſtellung des Stellvertretungsſpſtems 
im Wege der Willkür. — Das Amendement Paulmier wird ver- 
worfen. — Der Art. 4 des Geſetzes, welcher die verſchiedenen 
Kategorlen der Dienſt⸗Diopenſationen in der Nationalgarde auf- 
zählt, wird mit 170 gegen 71 Stimmen angenommen. 

— Die „France“ meldet, daß Graf v. d. Goltz und der 
Marquis de Mouſttier heute wiederum tine Beſprechunz gehabt 
hätten. 

Florenz, 10. Januar. Rattazzt At heute Morgen hier 
wieder eingetroffen. Nach der Schätzung mehrerer Zeitungen hat 
das neue Kabinet Ausſicht, in der Budgetberathung die Majorität 
im Parlamente zu erhalten. 

— Die „Gazeta Ufficiale“ veroffentlicht ein Eirkular des Mi- 
niſters des Innern an die Präfekten des Königreichs vom 7. d. M., 
welches eine Darlegung der inneren Politik der Regierung ent- 
bält. Es wird beſonders betont, daß die erſte und wichtigſte Be⸗ 
dingung der Freiheit für Alle in der Achtung und im Gehotrſam 
vor dem Geſetze beſtehe. 

Florenz, 10. Januar. Bezüglich der Mittheilung der 
Wiener Debatte, betreffend die gemeinſamen Rathſchläge welche 
Oeſterreich, England, Frankreich und Preußen der Pforte neuer- 
dings ertheilt haben ſollen, während Italten und Rußland dleſem 
Schritte ferngeblleben feien, bemerkt die „Italteniſche Korreſpondenz“, 
daß die Debatte die Bedeutung dleſer Ratbſchläge welt überſchätze, 
indem die betreffenden Miithellungen jedenfalls nicht auf amtlichem 
Wege, ſondern nur vertraulich gemacht feten. Die Korreſpondenz 
motivirt die Zurückhaltung Rußlands und Italiens in dieſer An- 
gelegenheit unter Hinweis auf die Deklaratlon der Mächte vom 
29. Oktober v. I., welche fi über die fortan der Pforte gegen⸗ 
über zu beobachtende Haltung ausgefprogen habe. — Der ita- 
lieniſche Geſandte in Berlin, Graf de Launay, wird demnächſt auch 
als Geſandter beim Präſtdlum des Norddeutſchen Bundes beglau- 
bigt werden. 5 

Petersburg, 10. Januar. Der „Jnvalide ruſſe“ enthält 
einen Leitartikel, welcher ſich dahin ausſpricht, daß die von ver- 
ſchiedenen franzöſiſchen Publiziſten in offistöjer Weiſe ausgeſprochenen 
Friedensverſicherungen doch nicht zu einer allgemeinen Beruhigung 
führen könnten. 


Pommern. 

Stettin, 11. Januar. Das Kriegeminifterium hat in Be- 
treff der Civilverſorg ung von Militärperſonen angeordnet, daß den 
Behörden, in deren Bereich Milltäranwärter eine Anſtellung nach- 
ſuchen, durch die General⸗Kommandos jedesmal an zwei beſilmmten 
Terminen jährlich, am 15. Januar und am 15. Juli, Nachwel⸗ 
ſungen ſolcher Bewerber einzureichen find. Den Letzteren iſt dahin 
Anweiſung zu geben, jedesmal diejenigen Behörden ſpezlell zu 
bezeichnen, in deren Wirkungskreiſe eine Anſtellung nachgeſucht wird. 

— Neuerdings iſt wieder entſchleden worden, daß Geiſtliche 


und Elementarlehrer hinſichtlich ihrer Kommunal-Auflagen ſowohl 
der einzelnen bürgerlichen Stadt⸗ und Landgemeinden als der wel⸗ 
teren kommunalen Körperſchaften (Armenverbände 1c.) und der 
kreis-, kommunal- und provinzlalſtändiſchen Verbände vollſtändig 
frei zu laſſen find. 

— Kümlich iſt wiederholt für den ganzen Umfang des Staats⸗ 
gebiets die Beſtimmung in Erinnerung gebracht worden, daß das 
Verthellen von Bibeln, chriſtlichen Erbauungeſchriften und Bildern 
religtöſen Inhalts, welches unentgeltlich oder gegen eine nur die 
Koſten der Anſchaffung deckende Vergütung erfolgt, als ein ge⸗ 
werbsmäßiger Geſchäftsbetrieb nicht anzuſehen iſt, alſo nicht unter 
den Begriff des Haufirens mit Druckſchriften fällt und der Ge⸗ 
werbeſteuer nicht unterliegt. Zu der in Rede ſtehenden Kolportage 
werden vielmehr ſteuerfreie Erlaubnißſcheine erthellt. Bisher erbiel- 
ten nur die Sendboten von Vereinen derartige Erlaubnißſchelne; 
es ſoll jedoch ausnahmswetſe auch die gleiche Vergünſtigung ein- 
treten, wenn die Kolportage von einzelnen Perſonen veranſtaltet 
wird, ſobald deren „Zuverläſſigkeit“ „eine genügende Gewähr gegen 
Mißbrauch und die Tendenz der zu verbreltenden Schiften zu Be⸗ 
denken keinen Anlaß bietet.“ 

— OGeſtern ſteigerte ſich die Portlonenzahl des in den Suppen- 
Anſtalten ausgegebenen Eſſens bereits auf 651. Davon treffen 
auf die Laſtadie 400, Tornep 102, Grünhof 149 Portionen. 

— Geſtoblen wurden: aus verſchloſſener Kommode in einer 
Wohnung Pommerensdorfer Straße Nr. 4 ca. 15 Thlr., von der 
unverehelichte Spahn ihrer Dienſtherrin, der Wittwe Lefevrs 
verſchledene Kinderwäſche, und aus einem Verkaufslokale in der 
Breitenſtraße durch den dabei ergriffenen und verhafteten Arbeiter 
Adam Braun mehrere kleinere Gegenſtände. 

— Die geſtrige Theatervorſtellung zum Beſten der nothlelden⸗ 
den Oſtpreußen hat einen Reinertrag von 117 Thlr. 12 Sgr. 
6 Pf. ergeben. 

— Der heutige Wochenmarkt war von Käufern ſo ſchlecht 
beſucht, daß, wle uns mitgethellt wird, Fleiſcher, Butter- und Wild⸗ 
prethändler den größten Theil ihrer Waare wieder mit nach Hauſe 
nehmen mußten. 

— Ein biefiger Bürger, welcher ſeit längerer Zeit mit feiner 
19 jährigen Tochter im vertrauten Umgange lebte, iſt geſtern wegen 
einzelner empörender Umſtaͤnde, welche fi der Wiedergabe ent⸗ 
sieben, verhaftet worden. 


Vermiſchtes. 

Brünn. (Mutterfreude) Bel dem Glsekra zu Ehren 
gegebenen Banket ſpielte ſich eine liebenswürdige, rührende Epiſode 
ab, wie ſie wohl noch kaum je bei einem Zweckeſſen ſtattgefunden 
bat. In einem hübſch empfundenen poetiſchen Toaſte, welchen der 
Theater-Direktor Dr. Frankl auf Dr. Giekra ausbrachte, kam fol- 
gende Stelle vor: 5 

„Nicht ſeine Mutter braucht den theuren Sohn 

Heiß zu erſehnen, angſtvoll zu beweinen, 

Es ſieht die Alternde ihr Kind am Thron 

a Zur Arbeit ſich mit ſeinem Kaiſer einen.“ 

Bei dieſen Worten ertöute lebhafter andauernder Beifall, während 
deſſen ih alle Blicke nach der Gallerie richteten. Da erhebt ſich 
aus der Mitte der Gallerie in der vorderſten Reihe eine alte Frau 
von herzgewinnender Erſchrinung, und verbeugt ſich wiederholt dan⸗ 
kend vor der Verſammlung. Es iſt die Mutter des Dr. Giekra 
des Gefeierten des Abends. Dieſem aber verläßt bel dieſer Scene 
die Haltung, die er während des ganzen Abends gewahrt; er hält 
die Hand vor die Augen und verbirgt ſeine Thränen. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 11. Jannar. Witterung: trübe. 
Wind: SW. 
Au der Börje, 


Weizen niedriger, per 2125 Pfd. loco gelber inländ, 99— 
bez., weißer 100 — 105, ungariſcher 92—96 % bez., BB. me 
Frühjahr 99, 98½, 98, 99 , bez, 98½ Br. 
Roggen wenig verändert, pr. 2000 Pfd. loco 74761 
Januar a. Januar Februar 75½% % Br., Frühjahr 75½, —— a: 
Re bez, 75½ Br. Mai Juni u. Juni-Juli 76 % Br. a 1 
Gerſte per 1750 Pfd. loco nach Qual. 52—54 , feine ungariſche 
55 & bez., ſchleſiſche Frühjabr 53 4 Gd. 
Hafer per 1300 Pfd. loco 36-87 3%, Frübj. 4750 pfd. 37%, % Br. 
Salon loco pr. 2250 Pfd. 66—68 & bez., Frühjahr Futter⸗ 
r. 


Wicken loco 57—60 . bez. 
Lupin en gelbe loco 40 bez., Frühjahr 42½ „ Gd. 

3 Mads! wenig verändert, loco 91½ % Br., Januar 9%, Rh Br., 
99%, Gd. Februat März 9% K bez., Br. u. Gd., März 9%, bez., 
von, ie 69 7 bez., Br. u. Gd, Mai 104, % Br., 10112. & Gd. 

Pekroleu m loco 7 bez., Januar-⸗Februar 62, 9% bez. 
deb nn x 2 ebe 3 ne Faß 20 „ bez., Jauuar⸗ 

ebruar 2 3 d., Februar⸗März ? Gd, Frü 207 
dr , 60, Mat Sunk 201, a) „FF 

egulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 75%, 3 
Spicttus 1955 9 j 3 Rogg „ Rüböl 9%, 
Landmarkt. 


Weizen 96 —102 7, Roggen 72—75 4 „Ger 1 
36-38 6 vo. 26 Segel, Crbfen 6870 ai Saane e 
8 f 8 


—— 


Temperatur — 2 R. 


Ctr. Pe end, 40. Ju pr. Schock 7— 

amburg, 10. Januar. Geireidemarkt. Weizen und Roggen loco 
lehr geſchaftslos, aber behauptet. Weizen auf Ter 5 — re: net 
Roggen matter. Weizen pr. Januar 5400 Pfd. net » 177 Bantothaler Br., 
176 Gd., gene Sine 176 Br., 175 Gd., pr. Frühjahr 176 Br., 175 
40 Roggen pt. Januar 5000 Pfd. Brutto 138 Br., 137 Gd. Januar⸗ 
Februar 136 Br., 135 Gd., pr. Frühjahr 134½ Br., 134 Gd. Hafer 
ohne Kauflust. Rüböl flau, loco 22½, per Mai 22%. Spiritus flau, 
zu 28%, angeboten. Kaffee unverändert. Zink verkauft 1000 Ctr. Frühj. 
zu 13 Mk. 14 Sch. — roſt. 

% Amſterdam, 10. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
ſtille. Roggen loco feſt, auf Termine weichend, pr. März 304, pr. Mai 
Dee hie pr. April 67, pr. Okt. 67%. Rüböl pr. Mat 35. pr. Nov.- 

. PR 

, London, 10. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen eng⸗ 
liſcher ſtetig zu vollen Montagspreiſen, fremder feſt, aber wenig lebhaft, da 
Ladungsinhaber zu hoch halten. Gerſte zu ziemlich vollen Preiſen verkauft. 
Hafer und Mehl ziemlich lebhaft. — Froſt. 


